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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Grinde und Ziele des Vorschlags

Mit der Verordnung (EU) Nr.575/2013" des Europaischen Parlaments und des Rates
(,Eigenkapitalverordnung®,  kurz: ,,CRR“) und der Richtlinie =~ 2013/36/EU?
(,,Eigenkapitalrichtlinie, kurz: ,,CRD*) wird der aufsichtsrechtliche Rahmen fiir in der Union
tatige Kreditinstitute abgesteckt. CRR und CRD wurden nach der Finanzkrise von 2008/2009
erlassen, um die im EU-Finanzsektor tatigen Institute krisenfester zu machen, wobei die mit
den internationalen Partnern der EU und insbesondere mit dem Basler Ausschuss fir
Bankenaufsicht (BCBS) vereinbarten globalen Standards in weiten Teilen als Grundlage
dienten.

In der Folge wurde die CRR mehrfach geandert, um verbleibende Schwachstellen im
aufsichtsrechtlichen Rahmen zu beheben und weitere Reformen umzusetzen, die auf globaler
Ebene beschlossen worden waren und fur die Widerstandsfahigkeit des Finanzsektors von
wesentlicher Bedeutung sind. So wurden mit der Verordnung (EU) 2017/2395°
Ubergangsbestimmungen in die CRR aufgenommen, um die Auswirkungen des neu
eingefuhrten International Financial Reporting Standard (IFRS) 9 — Finanzinstrumente auf die
Eigenmittel zu verringern. Mit der Verordnung (EU) 2019/630* wurde eine Vorgabe fiir die
Mindestdeckung  notleidender ~ Risikopositionen  (sogenannte  ,,aufsichtsrechtliche
Letztsicherung™) in die CRR aufgenommen. Dariiber hinaus wurde die CRR mit der
Verordnung (EU) 2019/876° (,,CRR II*) um bestimmte Inhalte der internationalen Reformen
(den endgiiltigen Basel-111-Rahmen) erganzt, wobei unter anderem eine neue Definition der
Verschuldungsquote und ein Puffer bei der Verschuldungsquote eingefiihrt wurden, die eine
ubermalige Verschuldung der Institute verhindern. Mit der letztgenannten Verordnung
wurden aullerdem bestimmte Software-Vermdgenswerte, pensions- und lohnbesicherte
Darlehen sowie Kredite an Kkleine und mittlere Unternehmen (KMU) und

! Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber

Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen sowie Richtlinie 2013/36/EU des

Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber den Zugang zur Tatigkeit von

Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen.

Richtlinie 2013/36/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber den Zugang

zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen,

zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und

2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).

3 Verordnung (EU) 2017/2395 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf Ubergangsbestimmungen zur Verringerung
der Auswirkungen der Einfiihrung des IFRS 9 auf die Eigenmittel und zur Behandlung von bestimmten
auf die Landeswahrung eines Mitgliedstaats lautenden Risikopositionen gegenuber dem &ffentlichen
Sektor als Grol3kredite (ABI. L 345 vom 27.12.2017, S. 27).

4 Verordnung (EU) 2019/630 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr.575/2013 im Hinblick auf die Mindestdeckung notleidender
Risikopositionen (ABI. L 111 vom 25.4.2019, S. 4).

> Verordnung (EU) 2019/876 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf die Verschuldungsquote, die strukturelle
Liquiditatsquote, Anforderungen an Eigenmittel und beruicksichtigungsféahige Verbindlichkeiten, das
Gegenparteiausfallrisiko, das Marktrisiko, Risikopositionen gegeniiber zentralen Gegenparteien,
Risikopositionen gegentber Organismen fir gemeinsame Anlagen, GrofRkredite, Melde- und
Offenlegungspflichten und der VVerordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 150 vom 7.6.2019, S. 1).
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Infrastrukturdarlehen bei den Eigenmittelanforderungen im Rahmen der CRR glnstiger
gestellt.

Der schwere wirtschaftliche Schock, der durch die COVID-19-Pandemie verursacht wurde,
und die zu deren Einddmmung ergriffenen NotmaRnahmen haben weitreichende
Auswirkungen auf die Wirtschaft. Die Unternehmen sehen sich mit unterbrochenen
Lieferketten, voriibergehenden SchlieBungen und sinkender Nachfrage konfrontiert, wahrend
den privaten Haushalten der Verlust von Arbeitsplatzen und Einkommen droht. Von
offentlicher Seite wurden auf der Ebene der Union und der Mitgliedstaaten entschlossene
MaRnahmen ergriffen, um die privaten Haushalte und zahlungsfahige Unternehmen bei der
Uberwindung dieses schweren, aber zeitlich begrenzten Konjunktureinbruchs und der damit
verbundenen Liquiditatsengpésse zu unterstutzen. Dank der Reformen nach der Finanzkrise
von 2008 sind die Kreditinstitute heute gut mit Eigenkapital ausgestattet und weit
widerstandsfahiger als 2008. Dadurch kdénnen sie bei der Bewaltigung des durch die COVID-
19-Pandemie verursachten wirtschaftlichen Schocks eine entscheidende Rolle spielen.
Allerdings wird sich die Unsicherheit Gber das Tempo der wirtschaftlichen Erholung
unweigerlich auch auf den Bankensektor auswirken.

In Reaktion auf die neuen Gegebenheiten haben die zustdndigen Behorden uberall in der
Union Kapital- und operative Entlastungen gewéhrt, um ginstige Bedingungen fir eine
fortgesetzte Kreditvergabetatigkeit der Kreditinstitute in der COVID-19-Pandemie
sicherzustellen. Wichtig ist daher, dass Kapital dort eingesetzt werden kann, wo es am
dringendsten benétigt wird, und dass der Aufsichtsrahmen und die verschiedenen Malinahmen
zur Bekampfung der COVID-19-Pandemie reibungslos ineinandergreifen. Die CRR bietet den
Banken reichlich Spielraum, dffentliche und private Initiativen zu unterstutzen und somit ihre
Kreditvergabetatigkeit in der COVID-19-Pandemie fortzusetzen und dabei gleichzeitig einen
vorsichtigen Ansatz sicherzustellen. Erlautert werden die in der CRR enthaltenen
Flexibilitatsspielraume in der Erlauternden Mitteilung der Kommission vom 27. April 2020
zur Anwendung der Bilanzierungs- und Aufsichtsvorschriften mit dem Ziel, den Banken in
der EU in der COVID-19-Krise die Kreditvergabe zu erleichtern®.

Neben der Ausschopfung der im bestehenden Rahmen mdglichen Flexibilitdt sind in einigen
Aspekten der CRR begrenzte Anderungen erforderlich, um die Fahigkeit der Kreditinstitute
zu maximieren, Kredite zu vergeben und Verluste im Zusammenhang mit der COVID-19-
Pandemie auszugleichen, wahrend zugleich ihre Widerstandsfahigkeit gewahrleistet bleibt.
Aulerdem hat der Basler Ausschuss auf internationaler Ebene eine einjahrige
Fristverlangerung fur die Umsetzung der letzten Bestandteile des Basel-I11-Rahmens gewahrt,
von denen einige bereits in die CRR’ iiberfiihrt worden waren, und groRere Flexibilitat bei der
schrittweisen Einfhrung von IFRS 9 und der damit verbundenen Auswirkungen auf die
Eigenmittel eingerdumt. Diesen Veranderungen muss in den bestehenden Vorschriften
Rechnung getragen werden.

Erstens missen die Ubergangsbestimmungen angepasst werden, die den Kreditinstituten eine
Verringerung der Eigenmittelauswirkungen von Rickstellungen gestatten, die nach IFRS 9
fir erwartete Kreditverluste vorgenommen werden. Diese Anpassung wirde es den

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament und den Rat — Erlduternde Mitteilung der
Kommission zur Anwendung der Bilanzierungs- und Aufsichtsrahmenvorschriften mit dem Ziel, den
Banken in der EU die Kreditvergabe zu erleichtern (Unterstiitzung von Unternehmen und Haushalten in
der COVID-19-Krise), COM(2020) 169 vom 28.4.2020.

Die Fristverlangerung gilt sowohl fiir die Umsetzung der tberarbeiteten risikobasierten Eigenmittelanforderungen
als auch die tiberarbeiteten Vorschriften zur Verschuldungsquote.
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Kreditinstituten ermdoglichen, die Auswirkungen besser abzufedern, falls sich die
Kreditqualitat ihrer Risikopositionen durch die wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-
Pandemie verschlechtern sollte und sie deswegen hohere Ruckstellungen fir erwartete
Kreditverluste bilden massten.

Zweitens mussen mit Blick auf die Auswirkungen der im Zusammenhang mit COVID-19
gewahrten Blrgschaften die Vorschriften Gber die Mindestdeckung notleidender
Risikopositionen angepasst werden, damit fur notleidende Risikopositionen, die infolge der
COVID-19-Pandemie entstehen und durch die verschiedenen von den Mitgliedstaaten
eingeflihrten Burgschaftsregelungen abgedeckt sind, voriibergehend dieselbe Regelungen
gelten wie aktuell fur notleidende Risikopositionen, die von Exportkreditagenturen garantiert
oder versichert sind. Damit wirde der Tatsache Rechnung getragen, dass Burgschaften von
Exportkreditagenturen und COVID-19-bezogene Biirgschaften ahnliche Merkmale aufweisen.

Drittens muss der Ausgleichsmechanismus geandert werden, der gegenwartig greift, wenn die
zustandige Behorde Kreditinstituten im Rahmen ihres Ermessensspielraums gestattet,
Risikopositionen in Form von Zentralbankreserven vorlbergehend aus der Berechnung der
Verschuldungsquote auszuklammern. Dadurch wirde sichergestellt, dass die in einer Krise
von Zentralbanken bereitgestellte Liquiditdt von den Kreditinstituten tatsachlich in die
Wirtschaft gelenkt wird.

Viertens muss der Geltungsbeginn der neuen Anforderung fur den Puffer bei der
Verschuldungsquote im Einklang mit dem Beschluss des Basler Ausschusses verschoben
werden. Dies wiirde die Kreditinstitute operativ entlasten und ihnen die Mdglichkeit geben,
sich auf die unmittelbareren Herausforderungen der COVID-19-Pandemie zu konzentrieren.

Funftens muss der Geltungsbeginn bestimmter in der CRR vorgesehener, aber noch nicht
anwendbarer Eigenmittelvorteile vorgezogen werden. Dies gilt insbesondere fir die
Bestimmungen Uber die Behandlung bestimmter Software-Vermdgenswerte, die
Bestimmungen uber Rickstellungen fiir bestimmte pensions- oder lohnbesicherte Darlehen,
den Uberarbeiteten Faktor zur Unterstiitzung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) und
den neuen Faktor zur Unterstitzung von Infrastrukturfinanzierung. Woirde der
Geltungsbeginn der beiden Unterstiutzungsfaktoren sowie der gunstigeren Behandlung
bestimmter Software-Vermdgenswerte und bestimmter pensions- oder lohnbesicherter
Darlehen vorgezogen, wiirden Eigenmittel der Institute frei, sodass sie die dringend bendtigte
Kreditvergabe in und nach der COVID-19-Pandemie ausweiten kénnten.

Die vorgeschlagenen Anpassungen wiirden den aufsichtsrechtlichen Rahmen nicht
grundlegend verandern. Sie sind vielmehr Teil der MalRnahmen, mit denen die Kommission
auf die durch die COVID-19-Pandemie ausgel6ste Notsituation reagiert. Diese Anpassungen
des Aufsichtsrahmens wirden gemeinsame Anstrengungen erleichtern, die Auswirkungen der
Pandemie abzufedern und so zu einer raschen Erholung zu gelangen.

. Koharenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Vorgeschlagen werden Anderungen an bestehenden Rechtsvorschriften. Diese Anderungen
stehen mit den bestehenden Vorschriften zu den Eigenmittelanforderungen und der
Beaufsichtigung der Kreditinstitute in Einklang, insbesondere auch mit der erlduternden
Mitteilung der Kommission, die gleichzeitig mit diesem Vorschlag angenommen wird. Sie
stehen auRerdem in voller Ubereinstimmung mit den Rechnungslegungsvorschriften der
Union, insbesondere der Verordnung (EU) 2016/2067 der Kommission vom 22. November
2016 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.1126/2008 betreffend die Ubernahme
bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards in Ubereinstimmung mit der
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf
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IFRS 9. Der Vorschlag erganzt die Mallnahmen der Europdischen Zentralbank, der
Européischen Bankenaufsichtsbehdrde und der zustandigen nationalen Behdrden in diesem
Bereich.

. Koharenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

Dieser Vorschlag ist Teil der umfassenden Reaktion der Europdischen Kommission auf die
COVID-19-Pandemie. Er tragt dazu bei, die Wirksamkeit der von den Mitgliedstaaten, der
Kommission und der Europdischen Zentralbank beschlossenen MaRnahmen sicherzustellen.
Er steht in voller Ubereinstimmung mit der Mitteilung der Kommission vom 13. Marz 2020®
uber die wirtschaftlichen Aspekte der Coronavirus-Krise sowie dem am 2. April 2020
verabschiedeten Paket ,.Bewiltigung der Coronavirus-Krise — Jeden verfiugbaren Euro

einsetzen, um Menschenleben zu schiitzen und Existenzgrundlagen zu sichern‘®.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel 114 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (AEUV), der auch als Rechtsgrundlage fur den zu &ndernden Rechtsakt
dient.

. Subsidiaritat (bei nicht ausschliel3licher Zustéandigkeit)

Die mit den geplanten Anderungen verfolgten Ziele, namlich die Fahigkeit der Kreditinstitute
zur Kreditvergabe und zum Ausgleich von Verlusten im Zusammenhang mit der COVID-19-
Pandemie zu maximieren und gleichzeitig ihre Widerstandsfahigkeit zu erhalten, kénnen auf
Unionsebene besser erreicht werden als durch nationale Einzelinitiativen, da die Anderungen
den Geltungsbeginn von Unionsvorschriften betreffen oder Anpassungen bestehender
Unionsvorschriften in Reaktion auf die COVID-19-Pandemie zum Gegenstand haben.
Probleme und Ursachen sind in allen Mitgliedstaaten gleich. Wirde die Union nicht tatig,
wirde der bestehende Rechtsrahmen die verschiedenen MaRnahmen, die von o6ffentlicher
Seite sowohl auf Unionsebene als auch auf nationaler Ebene ergriffen werden, weniger
wirkungsvoll unterstutzen und konnte den fir die Markte bestehenden aullergew6hnlichen
Herausforderungen nicht im selben Mal3e gerecht werden.

Da die betreffenden Sachverhalte bereits in der CRR geregelt sind, sind die
Handlungsmdglichkeiten der Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht begrenzt und wirden
Anderungen auf nationaler Ebene mit dem geltenden Unionsrecht kollidieren. Wiirden diese
Fragen nicht mehr auf Unionsebene geregelt, wirden im Binnenmarkt fir
Bankdienstleistungen unterschiedliche Vorschriften gelten, was zu einer Fragmentierung des
Marktes fuhren und das erst kirzlich geschaffene einheitliche Regelwerk untergraben wiirde.

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Europdischen Rat, den Rat, die
Europdische Zentralbank, die Europdische Investitionsbank und die Euro-Gruppe — Die koordinierte
wirtschaftliche Reaktion auf die COVID-19-Pandemie (COM(2020) 112 final vom 13.3.2020).
Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Europdischen Rat, den Rat, den Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Bewéltigung der Coronavirus-Krise: Jeden
verfligbaren Euro einsetzen, um Menschenleben zu schiitzen und Existenzgrundlagen zu sichern (COM(2020) 143
final vom 2.4.2020).
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. VerhaltnismaRigkeit

Diese MaRnahme der Union ist erforderlich, um das angestrebte Ziel zu erreichen, d. h. die
Féahigkeit der Kreditinstitute zur Kreditvergabe und zum Ausgleich von Verlusten infolge der
COVID-19-Pandemie zu maximieren, und gleichzeitig die Kohadrenz des Aufsichtsrahmens zu
erhalten. Die vorgeschlagenen Anderungen gehen nicht iber eine Anpassung einzelner
Bestimmungen des Aufsichtsrahmens der Union fir Kreditinstitute hinaus, die ausschlieBlich
auf Malinahmen abstellt, mit denen die wirtschaftliche Erholung nach der derzeitigen
COVID-19-Pandemie sichergestellt werden soll. Dartiber hinaus beschranken sich die
vorgeschlagenen Anderungen auf Aspekte, denen im Rahmen der gegenwértig vorhandenen
Ermessensspielrdume nicht Rechnung getragen werden kann.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG

Dieser Vorschlag wird ohne gesonderte Folgenabschatzung vorgelegt, da er keine
grundlegende Anderung der CRR und keine neuen Verpflichtungen fir die Betroffenen
beinhaltet. Darliber hinaus wurden die Auswirkungen der MaRnahmen, die durch diesen
Vorschlag geandert werden, bereits in den Folgenabschéatzungen zu den Verordnungen (EU)
2017/2395, (EU) 2019/876 und (EU) 2019/630 analysiert, mit denen die CRR in Punkten
geédndert wurde, die auch Gegenstand des vorliegenden Vorschlags sind. Der Vorschlag zielt
vor allem darauf ab, angesichts der durch die COVID-19-Pandemie entstandenen
Ausnahmesituation den Geltungsbeginn bestimmter CRR-Bestimmungen hinauszuschieben
bzw. Malinahmen vorzuziehen, die die Banken bei bestimmten Eigenmittelanforderungen
entlasten, und Klarheit dariber zu schaffen, wie bestimmte Risikopositionen angesichts der
durch die COVID-19-Pandemie entstandenen Ausnahmesituation eigenmittelrechtlich zu
behandeln sind.

Die vorgeschlagenen Anderungen hatten nur begrenzte Auswirkungen auf die
Burokratiebelastung der Banken und deren Kosten flr die Anpassung der betrieblichen
Ablaufe, wobei davon auszugehen ist, dass die Kosten durch die Vorteile der erhthten
Eigenmittelverfiigbarkeit aufgewogen wiirden. Durch die vorgeschlagenen Anderungen wird
den Banken eine fur die Eigenmittel glinstigere Verfahrensweise ermdglicht, jedoch nicht
vorgeschrieben.

. Grundrechte

Die Union hat sich hohen Standards fir den Schutz der Grundrechte verschrieben und ist
Unterzeichnerin zahlreicher Konventionen zum Schutz der Menschenrechte. Vor diesem
Hintergrund durfte der Vorschlag keinerlei direkte Auswirkungen auf diese Rechte haben, wie
sie in den wichtigsten Konventionen der Vereinten Nationen zum Schutz der Menschenrechte,
der untrennbar zu den EU-Vertrdgen gehorenden Charta der Grundrechte der Europaischen
Union und der Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK) niedergelegt sind.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
Der Vorschlag hat fir die Unionsorgane keinerlei Auswirkungen auf den Haushalt.

DE



DE

5. WEITERE ANGABEN
. Ausfuhrliche Erlauterung einzelner Bestimmungen des VVorschlags

Ubergangsbestimmungen zur Verringerung der Auswirkungen von IFRS 9 auf die
Eigenmittel

Artikel 473a CRR enthalt Ubergangsbestimmungen, die es den Instituten ermdglichen, héhere
Ruickstellungen, die sich durch die Einfihrung eines Rechnungslegungsrahmens fiir erwartete
Kreditverluste (Expected Credit Loss, ,,ECL) gemdll IFRS 9 ergeben, teilweise wieder zu
ihrem harten Kernkapital (CET1) hinzuzuaddieren. Diese Ubergangsbestimmungen
beinhalten eine statische und eine dynamische Komponente. Die statische Komponente gibt
den Kreditinstituten die Mdglichkeit, die CET1-Auswirkungen der durch die Einfiihrung von
IFRS 9 bedingten Erh6hung der buchmiBigen Riickstellungen am ,Tag 1“ teilweise zu
neutralisieren. Die dynamische Komponente ermdglicht es ihnen, die Auswirkungen der
zusétzlichen (d.h. nach dem ,,Tag 1 entstechenden) Erhohung der Riickstellungen fiir
finanzielle Vermdgenswerte ohne Bonitatsbeeintrachtigung teilweise zu neutralisieren. Die
bestehenden Ubergangsbestimmungen gelten fiir den Zeitraum 2018 bis 2022.

Wird IFRS 9 wahrend des COVID-19-bedingten Konjunkturabschwungs angewandt, kdnnten
sich die ECL-Ruckstellungen unvermittelt in erheblichem Umfang erhthen, da es bei vielen
Risikopositionen erforderlich werden konnte, die erwarteten Verluste Uber die gesamte
Laufzeit einzukalkulieren. Um die Auswirkungen abzumildern, die ein unvermittelter Anstieg
der ECL-Ruckstellungen auf die Kreditvergabefahigkeit der Institute haben kénnte, obgleich
diese doch gerade in dieser Zeit besonders benétigt wird, sollte die Geltungsdauer der
Ubergangsbestimmungen verlangert werden. Dadurch kénnten die Institute mit Blick auf die
Folgen der COVID-19-Pandemie fiir die potenzielle Erhéhung ihres Rickstellungsbedarfs im
Rahmen von IFRS 9 zusatzlich entlastet und gleichzeitig die Ubergangsbestimmungen fiir die
vor der COVID-19-Pandemie festgelegten ECL-Betrdge beibehalten werden. Mit den
Anderungen kénnte somit der 2018 begonnene fiinfjahrige Ubergangszeitraum neu festgesetzt
werden. Der neue Ubergangszeitraum wird es den Finanzinstituten also ermdglichen, die
Kalibrierung der Regelungen, wonach ein Teil der héheren Riickstellungen wieder dem harten
Kernkapital zugerechnet werden darf, tiber den Zeitraum 2020 bis 2024 hinweg anzupassen.

Die Ubergangsbestimmungen werden im COVID-19-Kontext in Ubereinstimmung mit den
gezielten Anderungen®® an den international vereinbarten Aufsichtsstandards ausschlieBlich
im Hinblick auf die dynamische Komponente angepasst (Artikel 1 Nummer 2 des
Verordnungsvorschlags), um dem potenziellen Anstieg der ECL-RUckstellungen infolge der
COVID-19-Pandemie zu begegnen. Um sicherzustellen, dass die zusatzliche Entlastung bei
denjenigen ECL greift, die auf die Ausnahmesituation der COVID-19-Pandemie
zurlickzuftihren sind, ohne dass UbermaRige Komplexitat entsteht, wird der Referenzzeitpunkt
fur eine etwaige Erhohung der Ruckstellungen, fir die die verléngerten
Ubergangsbestimmungen wirksam wiirden, vom 1. Januar 2018 auf den 1. Januar 2020
verschoben, da davon auszugehen ist, dass zusétzliche Verluste der Institute von diesem
Zeitpunkt an mit der COVID-19-Pandemie zusammenhéangen.

Artikel 473a Absatz 1 CRR enthélt eine Uberarbeitete Formel fir die Berechnung der ECL-
Betrdge, die dem CET1-Kapital wieder zugerechnet werden dirfen, wobei fiir die statische
und die dynamische Komponente unterschiedliche Faktoren gelten. Wéhrend die Berechnung
der statischen Komponente nach diesem Vorschlag unveréndert bleibt, sollen fir die

10 Siehe Pressemitteilung ,,Basel Committee sets out additional measures to alleviate the impact of Covid-19” vom

3. April 2020 unter: https://www.bis.org/press/p200403.htm.
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dynamische Komponente eine verlangerte Ubergangsfrist und ein (berarbeiteter
Anpassungsfaktor gelten.

Die in Artikel 473a Absédtze 3 und 5 CRR genannten Stichtage fir die Berechnung einer
maoglichen Erhéhung der ECL-Rickstellungen fiur Vermdgenswerte ohne beeintrachtigte
Bonitdt am Tag der Meldung, die dem CET1-Kapital wieder zugeschlagen werden durfen,
werden unter Berticksichtigung der Uberarbeiteten Formel in Absatz 1 und des neuen
Stichtags geandert.

Der Ubergangszeitraum fiir die statische Komponente in Artikel 473a Absatz 6 CRR wird
angesichts der neuen Formel in Absatz 1 des genannten Artikels angepasst.

Mit einem neuen Absatz 6a werden die Ubergangsbestimmungen fiir die dynamische
Komponente gestreckt, womit es den Instituten moglich wird, jede Erhohung der in den
Jahren 2020 und 2021 erfassten neuen Ruckstellungen fir finanzielle Vermdgenswerte ohne
beeintrachtigte Bonitét in voller Hohe wieder auf ihr CET1-Kapital anzurechnen. Der Betrag,
der im Zeitraum 2022 bis 2024 wieder hinzugerechnet werden kdnnte, wirde linear sinken.

Mit den Anderungen an Artikel 473a Absatz 7 CRR wird die Neuberechnung der
Eigenmittelanforderungen vereinfacht. Statt der Neuskalierung aller durch Rickstellungen
verminderten Risikopositionswerte sehen sie ein Standardrisikogewicht von 100 % fur alle
Betrédge vor, die wieder dem harten Kernkapital zugerechnet werden.

Durch die Anderungen an Artikel 473a Absatz 9 CRR konnen sich Institute, die urspringlich
gegen die Ubergangsbestimmungen optiert hatten, wahrend des Ubergangszeitraums jederzeit
umentscheiden, sofern ihre zustandige Behdrde dies vorher genehmigt hat. Daruber hinaus
gibt Artikel 473a Absatz9 CRR den Instituten die Madglichkeit, nur die dynamische
Komponente anzuwenden. Damit (iberwacht werden kann, wie viele Institute in der EU die
Ubergangsbestimmungen nutzen, werden die zustandigen Behérden schlieRlich verpflichtet,
der EBA regelmélRig zu melden, bei wie vielen der von ihnen beaufsichtigten Institute dies der
Fall ist.

Behandlung offentlich garantierter Kredite im Rahmen der aufsichtsrechtlichen
Letztsicherung fur notleidende Kredite

Offizielle Exportversicherungsagenturen tbernehmen in der Regel im Namen von Staaten
Burgschaften fur Kredite, die zur Exportfinanzierung gewahrt werden. Nach Artikel 47c CRR
sind notleidende Kredite, die von solchen Agenturen abgesichert werden, in Bezug auf die
Riickstellungsanforderungen giinstiger gestellt. Mit der vorgeschlagenen Anderung wird die
in  Abweichung von Artikel 47c Absatz 3 gewahrte gunstigere Behandlung auf
Risikopositionen ausweitet, fir die im Zusammenhang mit den MalRnahmen zur Abfederung
der wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie — gegebenenfalls unter
Einhaltung der EU-Beihilfevorschriften — eine o6ffentliche Birgschaft oder eine 6ffentliche
Rickburgschaft gewéhrt wurde. Damit wiirde der Tatsache Rechnung getragen, dass diese mit
einer Bilrgschaft abgesicherten Risikopositionen ein &dhnliches Risikoprofil aufweisen
(Artikel 1 Nummer 3 des Verordnungsvorschlags).

Geltungsbeginn des Puffers bei der Verschuldungsquote

Mit der CRR Il wurde in die CRR ein neuer Artikel 92 Absatz 1a aufgenommen, der global
systemrelevanten Instituten einen Puffer bei der Verschuldungsquote vorschreibt. Dieser
Puffer sollte urspriinglich ab 1. Januar 2022 gelten. Vor dem Hintergrund der COVID-19-
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Pandemie und im Einklang mit dem vom BCBS beschlossenen neuen Umsetzungszeitplan
wird der in Artikel 3 Absatz5 CRR Il festgelegte Geltungsbeginn um ein Jahr auf den
1. Januar 2023 verschoben (Artikel 2 Nummer 2 des Verordnungsvorschlags).

Ausgleich bei Ausschluss bestimmter Risikopositionen aus der Berechnung der
Verschuldungsquote

Mit der CRR Il wurden auf der Grundlage des uiberarbeiteten Basler Standards Anderungen
bei der Berechnung der Verschuldungsquote vorgenommen. Dabei wurde auch ein
Ermessensspielraum eingefuhrt, um bestimmte Risikopositionen gegentber Zentralbanken
unter bestimmten aulRergewohnlichen Umstédnden bei der GesamtrisikopositionsmessgrofRe
voribergehend unberticksichtigt lassen zu kdnnen (Artikel 429a Absatz 1 Buchstabe n und
Artikel 429a Absatze 5 bis 7 CRR). Diese Mdoglichkeit kann fur einen begrenzten Zeitraum
von hochstens einem Jahr gewéhrt werden, wenn die fur das Institut zustdndige Behorde nach
Konsultation der betreffenden Zentralbank festgestellt und offentlich erklart hat, dass
auBergewohnliche Umsténde vorliegen, die ein entsprechendes Vorgehen rechtfertigen. Die
etwaigen Auswirkungen eines solchen Ausschlusses von Risikopositionen werden durch
einen in Artikel 429a Absatz 7 CRR festgelegten Mechanismus, der die geforderte
individuelle Verschuldungsquote des Instituts unter strikter Wahrung der VerhéltnismaRigkeit
erhoht, in vollem Umfang ausgeglichen.

Dieser Ermessensspielraum, der die wirksame Transmission geldpolitischer MaRnahmen
erleichtern soll, soll zusammen mit der Anforderung an die Verschuldungsquote am 28. Juni
2021 wirksam werden. Die derzeitige COVID-19-Krise hat jedoch gezeigt, dass der
Ausgleichsmechanismus im Zweifelsfall zu restriktiv wére und eine wirksame geldpolitische
Transmission keineswegs erleichtern wiirde. Vielmehr kdnnten die Kreditinstitute durch den
derzeitigen Ausgleichsmechanismus, was die Erhohung ihrer Zentralbankreserven angeht,
eingeschrankt werden. Folglich konnte der gegenwartige Ausgleichsmechanismus die
Kreditinstitute davon abhalten, Liquiditatsfazilitdten der Zentralbank in einer Stresssituation
in dem MaRe in Anspruch zu nehmen, wie es erforderlich oder wiinschenswert ist. Dies wiirde
die wirksame Transmission geldpolitischer MalRnahmen beeintrachtigen und Institute letztlich
zwingen, ihren Fremdkapitalanteil durch den Verkauf von Vermdgenswerten, durch
Einschrankung der Kreditvergabe an die Realwirtschaft oder durch beides zu verringern, da
sie die Hohe dieser Zentralbankreserven in einer Krise nur begrenzt steuern kénnen.

Aufgrund dessen und da der Kommission in Artikel 511 CRR der Auftrag erteilt wird, einen
Bericht vorzulegen, in dem sie unter anderem die Behandlung von Zentralbankreserven
Uberprift, spricht sich die Kommission dafiir aus, den Ausgleichsmechanismus noch vor
seinem  Geltungsbeginn  zu  verdndern  (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabeb des
Verordnungsvorschlags). Dadurch wird mehr Flexibilitdt geschaffen, um bei etwaigen
kinftigen Schocks und Krisen angemessen und gezielt handeln zu koénnen, und der
MaRnahme grolRere Wirksamkeit verliehen. Insbesondere werden Kreditinstitute, die von
ihrem  Ermessensspielraum  Gebrauch  machen,  verpflichtet, die  angepasste
Verschuldungsquote nur einmal und zwar bei Ausiibung des Ermessens zu berechnen. Dabeli
sind der Wert der anrechenbaren Zentralbankreserven und die
GesamtrisikopositionsmessgroRe an dem Tag zugrunde zu legen, an dem die fur das jeweilige
Institut zustdndige Behorde erklart, dass aulRergewohnliche Umstande vorliegen, die ein
entsprechendes Vorgehen rechtfertigen. Die angepasste Verschuldungsquote gilt fiir den
gesamten Zeitraum, in dem der Ermessensspielraum ausgeubt wird, und bleibt in dieser Zeit
anders als beim derzeitigen Ausgleichsmechanismus unverandert. Aufgrund der Anderungen
am Ausgleichsmechanismus muss auch Artikel 429a Absatz 1 Buchstabe n gedndert werden,
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damit alle anrechenbaren Zentralbankreserven ausgeklammert werden kénnen und nicht nur
jene aus der Zeit nach Wirksamwerden der entsprechenden Regelung (Artikel 1 Nummer 1
Buchstabe a des VVerordnungsvorschlags).

Geltungsbeginn der Freistellung bestimmter Software-Vermdgenswerte von der
Abzugspflicht

Mit der CRR Il wurden Anderungen der eigenmittelrechtlichen Behandlung von ,,vorsichtig
bewerteten Software-Vermogenswerten® eingefiihrt, auf deren Wert die Abwicklung,
Insolvenz oder Liquidation eines Instituts keine wesentlichen Auswirkungen hat. Die Institute
werden nicht mehr verpflichtet sein, diese Software-Vermdgenswerte von ihrem harten
Kernkapital abzuziehen (Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe b CRR). Die EBA wurde beauftragt,
den Entwurf eines technischen Regulierungsstandards auszuarbeiten, in dem festgelegt wird,
wie diese Ausnahme von der Abzugspflicht anzuwenden ist, indem definiert wird, fiir welche
Software-Vermdgenswerte sie gelten und welche Risikogewichtung zur Anwendung kommen
soll (Artikel 36 Absatz4 CRR). Der Geltungsbeginn der Uberarbeiteten Regelung fir
Software-Vermdgenswerte wurde auf zwolf Monate nach Inkrafttreten des technischen
Regulierungsstandards festgesetzt (Artikel 3 Absatz 7 CRR I1).

Da sich die Nutzung digitaler Dienste infolge der 6ffentlicher MaRnahmen gegen die COVID-
19-Pandemie beschleunigt hat, wird der Geltungsbeginn geédndert, damit die entsprechende
Regelung schon friher, d. h. mit Inkrafttreten des technischen Regulierungsstandards, greifen
kann (Artikel 2 Nummer 3 des Verordnungsvorschlags).

Geltungsbeginn der Sonderbehandlung bestimmter pensions- oder lohnbesicherter
Darlehen

Mit der CRR Il wurde in Artikel 123 der CRR eine giinstigere Regelung fur bestimmte
Darlehen eingefuhrt, die ein Kreditinstitut Rentenempfangern oder Beschaftigten mit
unbefristetem Arbeitsvertrag gewahrt. Diese gunstigere Regelung wurde eingefiihrt, weil mit
solchen Darlehen zusatzliche Garantien in Form der unbedingten Ubertragung eines Teils der
Rentenbeziige oder des Gehalts des Darlehensnehmers auf das Kreditinstitut verbunden sind.
Durch die Anwendung dieser Regelung in der COVID-19-Pandemie wirden die Institute
einen Anreiz erhalten, mehr Kredite an Arbeitnehmer und Rentner zu vergeben. Damit die
Institute die glnstigere Regelung schon wahrend der COVID-19-Pandemie nutzen kdnnen,
wird der Geltungsbeginn der Bestimmung vorgezogen (Artikel2 Nummerl des
Verordnungsvorschlags).

Geltungsbeginn des Uberarbeiteten Faktors zur Unterstitzung von KMU und des
Faktors zur Unterstitzung von Infrastruktur

Mit der CRR Il wurde Artikel 501 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Hinblick auf die
angepassten Eigenmittelanforderungen fur nicht ausgefallene Risikopositionen gegenuber
KMU geéndert (Faktor zur Unterstiitzung von KMU) und in Artikel 501a der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 eine neue Anpassung der Eigenmittelanforderungen fir Risikopositionen
gegeniiber Rechtstragern eingefiihrt, die physische Strukturen oder Anlagen, Systeme und
Netze, die grundlegende oOffentliche Dienste erbringen oder unterstiitzen, betreiben oder
finanzieren (Faktor zur Unterstitzung von Infrastruktur). Diese Unterstiitzungsfaktoren
ermoglichen eine ginstigere Behandlung bestimmter Risikopositionen gegeniiber KMU und
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Infrastrukturprojekten, um den Instituten einen Anreiz fiir eine umsichtige Erhéhung ihrer
entsprechenden Kreditvergabe zu bieten. Im Kontext der COVID-19-Pandemie ist es von
wesentlicher Bedeutung, dass Banken weiterhin Kredite an KMU vergeben und
Infrastrukturinvestitionen unterstlitzen. Deshalb wird der Geltungsbeginn der beiden in
Artikel 3 der CRR Il vorgesehenen Unterstiitzungsfaktoren vorgezogen (Artikel 2 Nummer 1
des Verordnungsvorschlags).
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2020/0066 (COD)
Vorschlag fir eine

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 2019/876 aufgrund von

Anpassungen infolge der COVID-19-Pandemie

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf
Artikel 114,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Européischen Zentralbank,

nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses,

gemall dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Griinde:

1)

)

Die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates** und
die Richtlinie 2013/36/EU™® des Europaischen Parlaments und des Rates bilden
gemeinsam den aufsichtsrechtlichen Regulierungsrahmen fiir die in der Union tétigen
Institute. Dieser Aufsichtsrahmen wurde nach Ausbruch der Finanzkrise in den
Jahren 2007-2008 erlassen, beruht weitgehend auf den vom Basler Ausschuss fur
Bankenaufsicht (BCBS) 2010 vereinbarten Standards (kurz Basel 111 genannt) und hat
dazu beigetragen, die in der Union tétigen Institute widerstandsfahiger zu machen und
sie besser fur potenzielle Schwierigkeiten und mdgliche kiinftige Krisen zu wappnen.

Seit ihrem Inkrafttreten wurde die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mehrfach geédndert,
um verbleibende Schwachstellen im Aufsichtsrahmen zu beseitigen und einige fir die
Widerstandsfahigkeit der Institute grundlegende, noch nicht bernommene Elemente
der weltweiten Finanzdienstleistungsreform umzusetzen. Mit einer dieser Anderungen,
der Verordnung (EU) 2017/2395 des Europaischen Parlaments und des Rates®,
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Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).

Richtlinie 2013/36/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tber den Zugang
zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen,
zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und
2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).

Verordnung (EU) 2017/2395 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf Ubergangsbestimmungen zur Verringerung
der Auswirkungen der Einfiihrung des IFRS 9 auf die Eigenmittel und zur Behandlung von bestimmten
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(3)

(4)

wurden  Ubergangsbestimmungen in  die Verordnung (EU) Nr. 575/2013
aufgenommen, die die Effekte des IFRS Finanzinstrumente (IFRS9) auf die
Eigenmittel abschwéchen sollten. Durch die Verordnung (EU) 2019/630 des
Europaischen Parlaments und des Rates** wurde die Verordnung (EU) Nr. 575/2013
durch eine Pflicht zur Mindestdeckung notleidender Risikopositionen, die sogenannte
aufsichtsrechtliche Letztsicherung erweitert. Mit der Verordnung (EU) 2019/876 des
Européaischen Parlaments und des Rates™ wurden dariiber hinaus einige der letzten
Elemente der Basel-I11-Schlussfassung in die Verordnung (EU) Nr.575/2013
eingefligt wie u. a. eine neue Definition von Verschuldungsquote und ein Puffer fur
die Verschuldungsquote, um die Institute von einer tbermaRigen Verschuldung
abzuhalten, sowie eine ginstigere aufsichtliche Behandlung bestimmter Software-
Vermdgenswerte, eine ginstigere aufsichtliche Behandlung bestimmter, durch Renten
oder Gehélter abgesicherter Darlehen, ein geénderter Faktor zur Unterstiitzung von
Krediten an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und ein Faktor zur
Unterstlitzung von Infrastrukturprojekten.

Der schwere wirtschaftliche Schock, den die COVID-19-Pandemie verursacht hat, und
die zur deren Einddmmung ergriffenen aullergewohnlichen MalRnahmen haben
weitreichende Folgen fur die Wirtschaft. Die Unternehmen sehen sich mit
unterbrochenen Lieferketten, voriibergehenden SchlieBungen und sinkender Nachfrage
konfrontiert, wéhrend den privaten Haushalten der Verlust von Arbeitsplatzen und
Einkommen droht. Auf Unionsebene wie in den Mitgliedstaaten wurden von
offentlicher Seite entschlossene MalRnahmen eingeleitet, um privaten Haushalten und
solventen Unternehmen dabei zu helfen, diesen schweren, aber voriibergehenden
Konjunkturriickgang und die damit verbundenen Liquiditatsengpéasse zu tberstehen.

Kreditinstituten wird bei der Wiederankurbelung der Konjunktur eine zentrale Rolle
zukommen. Zugleich werden voraussichtlich aber auch sie die Folgen der
verschlechterten Wirtschaftslage zu splren bekommen. Damit die Institute ihre
Funktion auch weiterhin erfullen und die Realwirtschaft unter diesen erschwerten
Bedingungen finanzieren konnen, haben die zustandigen Behorden die Kapital-,
Liquiditats- und operativen Anforderungen voriibergehend gelockert. Kommission,
Europdische  Zentralbank und Europdische Bankenaufsichtsbehdrde haben
Interpretationen und Leitlinien zur Anwendung des Aufsichtsrahmens angesichts von
COVID-19" ausgegeben und darin klargestellt, wie die in der Verordnung (EU)
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auf die Landeswahrung eines Mitgliedstaats lautenden Risikopositionen gegeniiber dem offentlichen
Sektor als GroBRkredite (ABI. L 345 vom 27.12.2017, S. 27).

Verordnung (EU) 2019/630 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr.575/2013 im Hinblick auf die Mindestdeckung notleidender
Risikopositionen (ABI. L 111 vom 25.4.2019, S. 4).

Verordnung (EU) 2019/876 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf die Verschuldungsquote, die strukturelle
Liquiditatsquote, Anforderungen an Eigenmittel und berlcksichtigungsfédhige Verbindlichkeiten, das
Gegenparteiausfallrisiko, das Marktrisiko, Risikopositionen gegeniber zentralen Gegenparteien,
Risikopositionen gegeniber Organismen flir gemeinsame Anlagen, GroRkredite, Melde- und
Offenlegungspflichten und der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 150 vom 7.6.2019, S. 1).

Hierzu zéhlen die Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament und den Rat - Erlauternde
Mitteilung der Kommission zur Anwendung der Bilanzierungs- und Aufsichtsvorschriften mit dem
Ziel, den Banken in der EU die Kreditvergabe zu erleichtern - Unterstlitzung von Unternehmen und
Haushalten in der COVID-19-Krise (COM(2020)169 vom 28.4.2020); die Pressemitteilung ,,ECB
Banking Supervision provides further flexibility to banks in reaction to coronavirus“ und die
dazugehérigen FAQs vom 20. Mérz 2020,
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/pr/date/2020/html/ssm.pr200320~4cdbbcf466.en.html;
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(5)

(6)

(")

(8)

Nr. 575/2013 bereits vorgesehene Flexibilitat genutzt werden kann. Auch der BCBS
hat als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie eine gewisse Flexibilitat bei der
Anwendung internationaler Standards erméglicht.*’

Es ist wichtig, dass die Institute ihr Kapital dort einsetzen, wo es am dringendsten
gebraucht wird; der Regulierungsranmen der EU erleichtert dies, stellt zugleich aber
sicher, dass die Institute dabei vorsichtig vorgehen. Gezielte Anderungen an der
Verordnung (EU) Nr.575/2013 wirden zusétzlich zu der schon heute mdoglichen
flexiblen Anwendung der bestehenden Vorschriften sicherstellen, dass der
Aufsichtsrahmen und die verschiedenen in der COVID-19-Krise ergriffenen
MafRnahmen reibungslos ineinandergreifen.

Die aulRergewohnlichen Umstéande der COVID-19-Pandemie und die Beispiellosigkeit
der damit verbundenen Herausforderungen erfordern Sofortmanahmen, die bei den
Instituten die Voraussetzungen dafir schaffen, Finanzmittel wirkungsvoll in
Unternehmen und Haushalte zu lenken und den durch die COVID-19-Pandemie
verursachten Schock abzufedern.

Im Zuge der COVID-19-Pandemie gewéhrte Bilirgschaften von Staaten oder anderen
offentlichen Einrichtungen, die nach den Bestimmungen zur Kreditrisikominderung in
Teil 3 Kapitel 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 als Sicherungsgeber anerkannt
werden konnen, sind in ihrer risikomindernden Wirkung mit Burgschaften der in
Artikel 47c der Verordnung (EV) Nr. 575/2013 genannten
Exportversicherungsagenturen  vergleichbar. Es ist somit gerechtfertigt, die
Mindestdeckungsanforderungen fur notleidende Risikopositionen, die durch
Burgschaften von Staaten oder anderen Offentlichen Einrichtungen abgesichert sind,
an die entsprechenden Anforderungen fur notleidende Risikopositionen anzugleichen,
fir die Birgschaften offizieller Exportkreditagenturen bestehen. Aus diesem Grund
sollten Birgschaften und Rickbirgschaften, die im Zusammenhang mit der COVID-
19-Pandemie unter Einhaltung der Beihilfevorschriften ausgereicht werden, wie
Burgschaften offizieller Exportkreditversicherungsagenturen behandelt werden.

In der COVID-19-Pandemie haben sich Hinweise darauf ergeben, dass sich die
Mdoglichkeit, bestimmte Risikopositionen gegenlber Zentralbanken gemaR
Artikel 429a der Verordnung (EU) Nr.575/2013 in der durch die Verordnung
(EU) 2019/876 geédnderten Fassung voribergehend von der Berechnung der
Gesamtrisikomessgrofie eines Instituts auszunehmen, in einer Krisensituation als
unverzichtbar erweisen konnte. Doch wird die Wirksamkeit dieser Bestimmung
offenbar dadurch geschmalert, dass der mit einem voriibergehenden Ausschluss
verbundene Ausgleichsmechanismus die Flexibilitat verringern und dies die Fahigkeit
eines Instituts, im Krisenfall seine Risikopositionen gegeniber der Zentralbank
auszuweiten, einschranken wiirde. Letztendlich kdnnte dies das Institut dazu zwingen,
seine Kreditvergabe an Haushalte und Unternehmen zu vermindern. Um jede
unerwinschte Konsequenz im Zusammenhang mit dem Ausgleichsmechanismus zu
vermeiden und die Wirksamkeit dieses Ausschlusses mit Blick auf etwaige kilinftige
Schocks und Krisen sicherzustellen, sollte der Ausgleichsmechanismus geéndert
werden, bevor die in Artikel 92 Absatz1 Buchstabe d der Verordnung (EU)
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Die Erklarung der EBA vom 25. Mérz 2020, wie die Aufsichtsvorschriften zu Ausfall, Stundung und IFRS 9
angesichts der COVID-19-MalRnahmen anzuwenden sind. Abrufbar unter: https://eba.europa.eu/eba-provides-
clarity-banks-consumers-application-prudential-framework-light-covid-19-measures.

Siehe Pressemitteilung ,,Basel Committee sets out additional measures to alleviate the impact of Covid-
19“ vom 3. April 2020. Abrufbar unter: https://www.bis.org/press/p200403.htm.
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(9)

(10)

(11)

(12)

(13)

Nr. 575/2013 vorgeschriebene Verschuldungsquote geméal dem Unionsrecht am
28.Juni 2021 zur Anwendung kommt. Solange die durch die Verordnung
(EU) 2019/876 gednderten Bestimmungen zur Berechnung der Verschuldungsquote
nicht angewandt werden, sollte der durch die Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der
Kommission®® eingefiigte Artikel 429a weiter Anwendung finden.

Fur einen GroRteil der in der Union tétigen Institute gilt seit dem 1. Januar 2018 der
IFRS 9. Um die potenziell signifikanten nachteiligen Auswirkungen der Bilanzierung
erwarteter Kreditverluste nach IFRS 9 auf das harte Kernkapital der Institute
abzuschwéchen, wurden den vom BCBS angenommenen internationalen Standards
entsprechend durch die Verordnung (EU) 2017/2395 Ubergangsbestimmungen in die
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 eingefgt.

Die  Anwendung  von IFRS9 widhrend des  COVID-19-bedingten
Konjunkturabschwungs koénnte die Ruckstellungen flr erwartete Kreditverluste ganz
unvermittelt signifikant ansteigen lassen, da fiir viele Risikopositionen u. U. die tber
deren Laufzeit erwarteten Verluste einkalkuliert werden missen. Am 3. April 2020 hat
der BCBS eine flexiblere Umsetzung der Ubergangsbestimmungen, die eine
stufenweise Erfassung der Effekte von IFRS 9 vorsehen, vereinbart. Um die mogliche
Volatilitat der aufsichtsrechtlichen Eigenmittel bei einem signifikanten Anstieg der
Ruckstellungen fir erwartete Kreditverluste infolge der COVID-19-Krise zu
begrenzen, sollten die Ubergangsbestimmungen auch im Unionsrecht verlangert
werden.

Um die mdoglichen Auswirkungen eines unvermittelten Anstiegs der genannten
Ruckstellungen auf die F&higkeit der Institute zur Deckung des dringenden
Kreditbedarfs ihrer Kunden abzuschwéchen, sollten die Ubergangsbestimmungen um
zwei Jahre verlangert werden und sollte den Instituten gestattet werden, jeden Anstieg
bei neuen Ruckstellungen fiir erwartete Kreditverluste, die sie in den Jahren 2020 und
2021 fur finanzielle Vermogenswerte mit unbeeintréchtigter Bonitét erfassen, in voller
Hohe wieder auf ihr hartes Kernkapital aufzuschlagen. Dies wiirde die Auswirkungen
der COVID-19-Krise auf den moglichen Anstieg des Ruckstellungsbedarfs bei
Anwendung von IFRS 9 zusatzlich abmildern und gleichzeitig die vor der COVID-19-
Pandemie fir erwartete Kreditverluste geschaffenen Ubergangsbestimmungen
unangetastet lassen.

Institute, die sich zuvor gegen die Nutzung der Ubergangsbestimmmungen
entschieden haben, kénnen diese Entscheidung wahrend des Ubergangszeitraums mit
vorheriger Genehmigung der zustdndigen Behorde jederzeit riickgangig machen.
Danach konnen die Institute bei entsprechender aufsichtsbehérdlicher Genehmigung
beschlieRen, die Ubergangsbestimmungen nicht langer zu nutzen.

Im Madrz 2020 hat die Gruppe der Notenbankprasidenten und Leiter der
Aufsichtsbehdrden (Group of Central Bank Governors and Heads of Supervision —
GHOS) den Zeitplan fir die Umsetzung der endgiiltigen Fassung der Basler
Rahmenvereinbarung geédndert. Wahrend diese groRtenteils noch in das Unionsrecht
uberfiihrt werden muss, wurde die Anforderung, wonach global systemrelevante
Institute Uber einen Puffer in Bezug auf ihre Verschuldungsquote verfligen missen,
durch die Verordnung (EU) 2019/876 und die darin enthaltenen Anderungen
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Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr.575/2013 des Europédischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die
Verschuldungsquote (ABI. L 11 vom 17.1.2015, S. 37).
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(14)

(15)

(16)

(17)

umgesetzt. Der Geltungsbeginn dieser Puffer-Anforderung sollte daher der
internationalen Vereinbarung entsprechend um ein Jahr auf den 1.Januar 2023
verschoben werden. Der in der Verordnung (EU) 2019/876 festgelegte Geltungsbeginn
sollte entsprechend geandert werden, um flr die in der Union niedergelassenen und
aullerhalb der Union tatigen Institute international gleiche Wettbewerbsbedingungen
zu gewabhrleisten. Durch die Verschiebung des Geltungsbeginns bliebe wahrend des
Aufschubs die Nichterfillung dieses Puffers im Sinne von Artikel 141c der Richtlinie
2013/36/EU  folgenlos, und gdbe es im selben Zeitraum auch keine
Ausschittungsbeschrankungen im Sinne von Artikel 141b dieser Richtlinie.

Angesichts der besonderen Absicherung bei Darlehen, die ein Kreditinstitut
Rentenempfangern oder Beschéftigten mit einem unbefristeten Vertrag gegen die
unbedingte Ubertragung eines Teils der Rentenbeziige oder des Gehalts des
Darlehensnehmers an dieses Kreditinstitut gewahrt hat, wurde Artikel 123 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 durch die Verordnung (EU) 2019/876 mit dem Ziel
geandert, derartigen Darlehen eine gunstigere Behandlung zu ermdglichen. In der
COVID-19-Pandemie wirden die Institute dadurch einen Anreiz erhalten, mehr
Kredite an Arbeitnehmer und Rentner zu vergeben. Damit die Institute diese
Bestimmung schon in der COVID-19-Pandemie nutzen kodnnen, sollte ihr
Geltungsbeginn vorgezogen werden.

Die in Artikel 501 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Bestimmungen zur
Anpassung an risikogewichtete nicht ausgefallene Risikopositionen gegenuber KMU
(der Faktor zur Unterstitzung von KMU) wurden durch die Verordnung
(EU) 2019/876 geandert. Dartiber hinaus wurde durch diese Verordnung in
Artikel 501a der Verordnung (EU) Nr.575/2013 eine neue Anpassung der
Eigenmittelanforderungen fur das Kreditrisiko bei Risikopositionen gegeniber
Rechtstragern vorgenommen, die physische Strukturen oder Anlagen, Systeme und
Netze, die grundlegende Offentliche Dienste erbringen oder unterstutzen, betreiben
oder finanzieren (Faktoren zur Unterstitzung von Infrastruktur). Da diese
Unterstutzungsfaktoren eine ginstigere Behandlung bestimmter Risikopositionen
gegentiber KMU und Infrastrukturprojekten ermdglichen, wirde ihre Anwendung in
der COVID-19-Pandemie den Instituten einen Anreiz geben, diesen Rechtstragern
mehr der dringend benétigten Kredite zur Verflgung zu stellen. Damit die Institute
diese beiden Unterstiitzungsfaktoren schon in der COVID-19-Pandemie nutzen
kdnnen, sollte ihr Geltungsbeginn vorgezogen werden.

Um die Digitalisierung des Bankensektors voranzutreiben, wurde die aufsichtliche
Behandlung  bestimmter  Software-Vermdgenswerte durch  die  Verordnung
(EU) 2019/876 geéndert. Da sich die Nutzung digitaler Dienste infolge der
oOffentlichen MalRnahmen gegen die COVID-19-Pandemie beschleunigt hat, sollte der
Geltungsbeginn dieser Anderungen vorgezogen werden.

Da die Ziele dieser Verordnung, namlich die Fahigkeit der Kreditinstitute zur
Kreditvergabe und zum Ausgleich von Verlusten im Zusammenhang mit der COVID-
19-Pandemie zu maximieren und gleichzeitig ihre Widerstandsféhigkeit zu erhalten,
von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden konnen, sondern
vielmehr wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkung auf Unionsebene besser zu
verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
Uber die Europdische Union verankerten Subsidiaritatsprinzip tatig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhéltnismaRigkeit
geht diese Verordnung nicht Gber das fur die Erreichung dieser Ziele erforderliche
MaR hinaus.
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(18)

(19)

(20)

Damit die zur  Abschwédchung der COVID-19-Folgen  beschlossenen
auflergewohnlichen Unterstitzungsmanahmen ihre volle Wirkung entfalten, d. h. den
Bankensektor widerstandsfahiger machen und den Kreditinstituten einen Anreiz zur
Aufrechterhaltung ihrer Kreditvergabe geben, muss sich der Entlastungseffekt dieser
MafRnahmen bei der Bestimmung der aufsichtlichen Eigenkapitalanforderungen
unmittelbar bemerkbar machen. Angesichts der Dringlichkeit dieser Anpassungen am
Aufsichtsrahmen sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Européischen Union in Kraft treten.

Dieser Dringlichkeit wegen sollte die Ausnahme von der Achtwochenfrist nach
Artikel 4 des dem Vertrag Uber die Europdische Union, dem Vertrag Uber die
Arbeitsweise der Europdischen Union und dem Vertrag zur Grindung der
Européischen Atomgemeinschaft beigefligten Protokolls Nr. 1 (ber die Rolle der
nationalen Parlamente in der Europaischen Union in Anspruch genommen werden.

Die Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 2019/876 sollten daher entsprechend
geéndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013

Die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird wie folgt gedndert:

1.

2.

Artikel 429a in der durch die Verordnung (EU) 2019/876 geanderten Fassung wird
wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Buchstabe n erhalt der einleitende Satz folgende Fassung:

,»n) folgende Risikopositionen gegeniiber der Zentralbank des Instituts
vorbehaltlich der in den Absétzen 5 und 6 festgelegten Bedingungen:*

b)  In Absatz 7 erhalten die Definitionen von ,,EM g* und ,,CB* folgende Fassung:

,EM|r = die GesamtrisikopositionsmessgréRe des Instituts im Sinne von
Artikel 429 Absatz 4 samt der gemaR Absatz 1 Buchstabe n des vorliegenden
Artikels ausgeschlossenen Risikopositionen am Tag der in Absatz 5
Buchstabe a dieses Artikels genannten 6ffentlichen Erklarung und

CB = der Gesamtwert der Risikopositionen des Instituts gegenuber seiner
Zentralbank, die fur einen Ausschluss gemdaR Absatz 1 Buchstabe n infrage
kommen, am Tag der in Absatz5 Buchstabe a genannten 06ffentlichen
Erklarung.*

Artikel 473a wird wie folgt geandert:
a)  Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
i) In Unterabsatz 1 erhélt der einleitende Satz folgende Fassung:

,,Abweichend von Artikel 50 und bis zum Ablauf der Ubergangsphasen gemaR
den Absatzen 6 und 6a des vorliegenden Artikels konnen folgende Institute den
Betrag gemill dem vorliegenden Absatz in ihr hartes Kernkapital einrechnen:*

ii) Unterabsatz 2 erhélt folgende Fassung:

,,Der in Unterabsatz 1 genannte Betrag wird als Summe der folgenden Betrage
berechnet:
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b)

a)  bei Risikopositionen, die der Risikogewichtung nach Teil 3 Titel 11
Kapitel 2 unterliegen, der anhand folgender Formel berechnete Betrag
(ABsy):

ABsa = (Azsa—1t1) X fr + (Agsa—t2) X T2
Dabei ist
A5, = der nach Absatz 2 berechnete Betrag

A.sa = der nach Absatz 4 berechnete Betrag, der auf den nach Absatz 3
berechneten Betragen basiert

f1 = der in Absatz 6 festgelegte anwendbare Faktor
f, = der in Absatz 6a festgelegte anwendbare Faktor

t; = die Erhdhung des harten Kernkapitals aufgrund der steuerlichen
Abzugsféhigkeit des Betrags A,sa

t, = Erhéhung des harten Kernkapitals aufgrund der steuerlichen
Abzugsfahigkeit des Betrags A.sa

b) bei Risikopositionen, die der Risikogewichtung nach Teil 3 Titel 1l
Kapitel 3 unterliegen, der anhand folgender Formel berechnete Betrag
(ABIRB):

ABrg = (Agre —t1) X f1 + (Agre — 1) X T2
Dabei ist

A,rs = der nach Absatz 2 berechnete Betrag, der nach Absatz 5
Buchstabe a angepasst wurde

A.rs = der nach Absatz 4 berechnete Betrag, der auf den nach Absatz 3
berechneten Betrdgen basiert, die nach Absatz 5 Buchstabenb und c
angepasst wurden

f1 = der in Absatz 6 festgelegte anwendbare Faktor
f, = der in Absatz 6a festgelegte anwendbare Faktor

t; = die Erhéhung des harten Kernkapitals aufgrund der steuerlichen
Abzugsfahigkeit des Betrags A; ks

t, = die Erhéhung des harten Kernkapitals aufgrund der steuerlichen
Abzugsfahigkeit des Betrags A ke

Absatz 3 Buchstabe b erhalt folgende Fassung:

,0) Summe aus den erwarteten 12-Monats-Kreditverlusten, die nach
Abschnitt 5.5.5 des Anhangs zu IFRS 9 ermittelt wurden, und dem Betrag der
Wertberichtigung fur die tber die Laufzeit erwarteten Kreditverluste, die nach
Abschnitt 5.5.3 des Anhangs zu IFRS 9 ermittelt wurden, mit Ausnahme der
Wertberichtigung flr die Uber die Laufzeit erwarteten Kreditverluste fir
finanzielle VermOdgenswerte mit beeintrachtigter Bonitdt im Sinne des
Anhangs A des Anhangs zu IFRS 9 ab dem 1. Januar 2020 oder — falls spéter —
am Tag der erstmaligen Anwendung des IFRS 9.

Absatz 5 Buchstabe c erhélt folgende Fassung:
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d)

,¢) Die Institute ersetzen den gemall Absatz 3 Buchstabe b des vorliegenden
Artikels berechneten Betrag durch die Summe aus den erwarteten 12-Monats-
Kreditverlusten, die nach Abschnitt 5.5.5 des Anhangs zu IFRS 9 ermittelt
wurden, und dem Betrag der Wertberichtigung fir die Uber die Laufzeit
erwarteten Kreditverluste, die nach Abschnitt 5.5.3 des Anhangs zu IFRS 9
ermittelt wurden, mit Ausnahme der Wertberichtigung flr die Gber die Laufzeit
erwarteten Kreditverluste fur finanzielle Vermogenswerte mit beeintrachtigter
Bonitat im Sinne des Anhangs A zu IFRS 9 ab dem 1. Januar 2020 oder — falls
spater — am Tag der erstmaligen Anwendung des IFRS 9, abzuglich der
Summe der damit zusammenhdngenden erwarteten Verlustbetrage fur
dieselben Risikopositionen, die gemal Artikel 158 Absétze 5, 6, und 10
berechnet werden. Ergibt die Berechnung einen negativen Wert, setzt das
Institut den in Absatz 3 Buchstabe b des vorliegenden Artikels genannten
Betrag mit Null an.*

Absatz 6 erhélt folgende Fassung:

,(6) Die Institute berechnen die in Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben a und b
genannten Betrdge ABsa und ABrg mittels folgender Faktoren:

a) 0,7 im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020,
b)  0,5im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021,
c) 0,25 im Zeitraum vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022,
d)  0im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2024.

Institute, deren Geschaftsjahr nach dem 1. Januar 2020, aber vor dem 1. Januar
2021 beginnt, passen die in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d genannten Daten
an ihr Geschaftsjahr an, melden der zustandigen Behdrde die angepassten
Daten und legen sie offen.

Institute, die am oder nach dem 1. Januar 2021 mit der Anwendung der in
Absatz 1 genannten Rechnungslegungsstandards beginnen, wenden die
relevanten Faktoren entsprechend den Buchstaben b bis d des Unterabsatzes 1
beginnend mit dem Faktor an, der dem Jahr der erstmaligen Anwendung dieser
Rechnungslegungsstandards entspricht.*

Der folgende Absatz 6a wird eingefugt:

,(6a) Die Institute berechnen die in Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben a und b
genannten Betrdge ABsa und ABrg mittels folgender Faktoren f5:

a) 1im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020,

b)  1im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021,

¢) 0,75im Zeitraum vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022,
d) 0,5im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023,
e) 0,25im Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024.

Institute, deren Geschaftsjahr nach dem 1. Januar 2020, aber vor dem 1. Januar
2021 beginnt, passen die in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis e genannten Daten
an ihr Geschaftsjahr an, melden der zustdndigen Behorde die angepassten
Daten und legen sie offen.
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3.

9)

h)

Institute, die am oder nach dem 1. Januar 2021 mit der Anwendung der in
Absatz 1 genannten Rechnungslegungsstandards beginnen, wenden die
relevanten Faktoren entsprechend den Buchstaben b bis e des Unterabsatzes 1
beginnend mit dem Faktor an, der dem Jahr der erstmaligen Anwendung dieser
Rechnungslegungsstandards entspricht.*

Absatz 7 wird wie folgt gedndert:
1) Buchstabe b wird gestrichen;
ii) Folgender Unterabsatz wird eingefugt:

»Wenn die in dieser Verordnung und in der Richtlinie 2013/36/EU
festgelegten Anforderungen fur die Zwecke des Unterabsatzes 1
neuberechnet werden, erhalt der in Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a
genannte Betrag ABsa ein Risikogewicht von 100 %.”

Absatz 8 erhélt folgende Fassung:

,»(8) Wiahrend der in den Absédtzen 6 und 6a genannten Zeitrdume legen die
Institute, die sich fir die Anwendung der in diesem Artikel dargelegten
Ubergangsbestimmungen entschieden haben, zusatzlich zu den in Teil 8
verlangten Informationen die Betrége der Eigenmittel, des harten Kernkapitals
und des Kernkapitals, der harten Kernkapitalquote, der Kernkapitalquote, der
Gesamtkapitalquote und der Verschuldungsquote offen, die sich ergaben, wenn
sie diesen Artikel nicht anwenden wiirden.*

Absatz 9 wird wie folgt geéndert:
i) In Unterabsatz 1 erhalt Satz 2 folgende Fassung:

,Hat ein Institut die vorherige Erlaubnis der zustindigen Behorde erhalten, so
kann es seine Entscheidung wihrend der Ubergangszeit riickgéngig machen.*

ii) In Absatz 2 erhalten die Satze 2 und 3 folgende Fassung:

,In diesem Fall setzt das Institut die in Absatz 1 genannten Werte A, und t;
gleich null. Hat ein Institut die vorherige Erlaubnis der zustandigen Behdrde
erhalten, so kann es seine Entscheidung wahrend der Ubergangszeit rlickgangig
machen.

iii) Folgende Unterabsatze werden angefugt:

»Ein Institut, das entschieden hat, die im vorliegenden Artikel festgelegten
Ubergangsbestimmungen anzuwenden, kann entscheiden, Absatz 2 nicht
anzuwenden; in diesem Fall teilt es der zustdndigen Behdrde umgehend seine
Entscheidung mit. In diesem Fall setzt das Institut die in Absatz 1 genannten
Werte A, und t; gleich Null. Ein Institut kann seine Entscheidung wahrend der
Ubergangszeit riickgangig machen, wenn es zuvor die Erlaubnis der
zustandigen Behorde erhalten hat.

Die zustandigen Behdrden teilen der EBA mindestens einmal jahrlich mit, wie
die unter ihrer Aufsicht stehenden Institute diesen Artikel anwenden.*

Folgender Artikel wird eingefugt:
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,, Artikel 500a
Vorubergehende Behandlung o6ffentlicher Biirgschaften, die mit der COVID-19-Pandemie in
Verbindung stehen

Abweichend von Artikel 47c Absatz 3 gelten die in Artikel 47c Absatz 4 festgelegten
Faktoren bis zum [Datum des Inkrafttretens der vorliegenden Anderungsverordnung +
7 Jahre] auch fur den Teil der notleidenden Risikoposition, der durch die Burgschaft eines in
Artikel 201 Absatz 1 Buchstaben a bis e genannten anerkennungsfahigen Sicherungsgebers
abgesichert ist, sofern diese Burgschaft oder Ruickbirgschaft im Rahmen von
Unterstltzungsmalinahmen fir Kreditnehmer in der COVID-19-Pandemie gestellt wird und —
sofern relevant — mit den Unionsregeln fiir staatliche Beihilfen in Einklang steht.*

Artikel 2
Anderung der Verordnung (EU) 2019/876

Artikel 3 der Verordnung (EU) 2019/876 wird wie folgt geandert:
1. Der folgende Absatz 3a wird eingefigt:

»(3a) Die folgenden Nummern des Artikels 1 dieser Verordnung gelten ab dem
[Datum des Inkrafttretens dieser Anderungsverordnung]:

a)  Nummer59 im Hinblick auf die in Artikel 123 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 festgelegten Bestimmungen zur Behandlung bestimmter
Darlehen von Kreditinstituten an Rentenempfanger oder Beschéftigte;

b)  Nummer 133 im Hinblick auf die in Artikel 501 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 festgelegten Bestimmungen zur Anpassung an risikogewichtete
nicht ausgefallene Risikopositionen gegeniiber KMU;

c) Nummer 134 im Hinblick auf die in Artikel 501a der Verordnung (EU)
Nr.575/2013 festgelegten Bestimmungen (ber die Anpassung der
Eigenmittelanforderungen fir das Kreditrisiko bei Risikopositionen gegenuber
Rechtstragern, die physische Strukturen oder Anlagen, Systeme und Netze, die
grundlegende 6ffentliche Dienste erbringen oder unterstutzen, betreiben oder
finanzieren.

2. Absatz 5 erhélt folgende Fassung:

,»(5) Artikel 1 Nummer 46 Buchstabe b dieser Verordnung gilt im Hinblick auf die in
Artikel 92 Absatz 1a der Verordnung (EU) Nr.575/2013 festgelegte neue
Eigenmittelanforderung fir G-SRI ab dem 1. Januar 2023.”

3. Absatz 7 erhélt folgende Fassung:

,»(7) Artikel 1 Nummer 18 dieser Verordnung, der die Bestimmung zu der Ausnahme
vom Abzug aufsichtsrechtlich bewerteter Software-Vermdgenswerte enthalt, gilt im
Hinblick auf Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ab
dem Datum des Inkrafttretens der in Artikel 36 Absatz 4 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 genannten technischen Regulierungsstandards.

Artikel 3
Inkrafttreten und Geltungsbeginn

1. Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.
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2. Sie gilt mit Ausnahme des in Absatz 3 genannten Punkts ab dem [Datum des
Inkrafttretens dieser Anderungsverordnung].

3. Artikel 1 Nummer 1 dieser Verordnung, mit dem der in Artikel 429a der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 in der durch die Verordnung (EU) 2019/876 geadnderten Fassung
vorgesehene Ausgleichsmechanismus bei einem voriibergehenden Ausschluss
bestimmter Reserven bei der Zentralbank geéndert wird, gilt ab dem 28. Juni 2021.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am [ ...]

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident

21

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	• Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags


